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- Es gilt das gesprochene Wort -
Bericht 2006 über den Stand des Ausbaus 
für ein bedarfsgerechtes Angebot an Kinderbetreuung 
für Kinder unter drei Jahren

Rede des Parlamentarischen Staatssekretärs
Dr. Hermann Kues 
im Plenum des Bundestages am 1. März 2007

Anrede,

als der Bericht über den Stand des Aufbaus für ein bedarfsgerechtes Angebot an Kinderbetreuung für Kinder unter 3 Jahren abgefasst wurde, war eines nicht abzusehen:
Die Frage der Kinderbetreuung wird weit über den Bereich der Politik im engeren Sinne hinaus diskutiert, sie ist zu einem breiten gesellschaftspolitischen Thema geworden.
In die Familienpolitik unseres Landes, in die Familienpolitik überhaupt, ist Bewegung gekommen.

Familienpolitik, Kinderbetreuung, Wertschätzung von Erziehungsarbeit in der Familie, darüber engagiert zu streiten lohnt sich, darüber eine breite Diskussion zu führen, lohnt sich ebenfalls. 
Es geht um das wertvollste, was wir haben, nämlich die nächste Generation.

Die schicken Prophezeiungen von vor 20 Jahren vom „Ende der Familie“ haben sich nicht bewahrheitet, Prophezeiungen, die davon ausgingen, dass Familie als Lebensmodell vergangener Gesellschaften – wie es hieß – durch eine Beliebigkeit von Bindungen ersetzt würde.
Allerdings: Weder zu heiraten noch Kinder zu bekommen, ist heute eine Selbstverständlichkeit. Beides setzt bewusste Entscheidungen voraus. Und Aufgabe des Staates bzw. der Politik ist es, mithelfende, unterstützende Rahmenbedingungen zu schaffen, dass Familie in einer modernen Welt lebbar gemacht wird.
Es müssen Bedingungen geschaffen werden, die der nächsten Generation von potenziellen Müttern und Vätern Chancen bieten, ihre Vorstellungen von Familienleben, von Arbeits- und Familienwelt, von der Art und Weise, wie sie Kinder aufziehen möchten, zu realisieren, so dass sie auch tatsächlich die Wahl haben, dieses umzusetzen.

Darum geht es im Kern: Wahlmöglichkeiten in der Realität und nicht in der Theorie. 
Wahlfreiheit in der Realität, dafür müssen Arbeitswelt, Wirtschaft, Gewerkschaften, aber eben auch der Staat - von der Bundes- über die Landes- bis zur kommunalen Ebene - sorgen. 
Wahlfreiheit heißt auch, dass wir jedem Lebensmodell Respekt entgegenbringen.
Hören wir auf, junge Mütter, die zu Hause bleiben und ihre Kinder zumindest zeitweise betreuen möchten, auszuspielen gegen berufstätige Mütter: 
Es geht nicht um ein entweder oder, es geht um ein sowohl als auch, es geht um Wahlfreiheit. Und wir sollten uns über jeden freuen, der Kinder tatsächlich erzieht und nicht nur darüber redet. 

Die wenigen Kinder, die heute nachwachsen, müssen wir nach besten Kräften fördern, damit sie selbständige und tüchtige Bürgerinnen und Bürger werden.
Wer A sagt, muss auch B sagen. Wer Wahlfreiheit will, muss auch exzellente und von der Zahl her ausreichende Betreuungsangebote schaffen.
Wenn zureichende Betreuungsangebote fehlen, führt dies unvermeidlich in Richtung einer gefährlichen Alternative, die lautet: entweder Mutter sein bzw. Vater sein oder Beruf. 
Diese Alternative führt in die Sackgasse, in der wir uns seit einigen Jahrzehnten befinden.

Ich gehe soweit: Mit einer qualitativ und quantitativ guten Kindertagesbetreuung steht und fällt die Glaubwürdigkeit unserer Politik für Kinder und Familien.
Es geht um jede einzelne Familie und jedes einzelne Kind. 
Sein Wohlergehen steht bei uns im Mittelpunkt.
Kinder brauchen Unterstützung bei der Herausbildung von sozialen und von kognitiven Basiskompetenzen. Deshalb müssen die Bildungsinhalte vielfältig und am Alter ausgerichtet sein. 
Es muss zum Beispiel gelingen, Kinder fürs Lernen zu begeistern. So geben wir ihnen einen guten Start für die künftige Entwicklung. 
Nur eine solche gute und anspruchsvolle Kindertagesbetreuung ist die wichtige, notwendige und wertvolle Ergänzung zur familiären Erziehung, die die Eltern suchen. 
Sie wollen keine Betreuung um jeden Preis und auch keine Betreuung light. 
Nur dann haben auch die Eltern das berechtigte Vertrauen, ihre Kinder gut betreut zu wissen. 
Nur dann unterstützt ein bedarfsgerechtes Betreuungsangebot die familiäre, aber auch gesamtgesellschaftliche Perspektive um die Vereinbarkeit von Familie und Beruf und um die Förderung des Kindeswohls.
Bei der Frage der Vereinbarkeit von Familie und Beruf ist auch die Wirtschaft gefordert. 
In einigen Betrieben gehört die Rücksichtnahme auf die Belange von Familien schon zur Unternehmensstrategie – und Betriebskultur. 
Flexible Arbeitszeiten und Teilzeitmodelle – für Mütter wie Väter - sollten überall Standard werden und die Unterstützung bei der Kinderbetreuung zum Regelfall. 

Ich freue mich, dass die Wirtschaft offensichtlich beginnt, hier entscheidende Schritte voranzugehen. 
In vielen Unternehmen setzt sich die Erkenntnis durch, dass es sich sogar betriebswirtschaftlich rechnet, auf die Belange von Familien Rücksicht zu nehmen. 
Mütter und Väter müssen ihre Kinder gut aufgehoben wissen. 
Sie müssen aber auch bei der Gestaltung der Arbeitszeiten Verständnis erwarten können. 
Die Wirklichkeit der Arbeitswelt muss stärker die Belange von Müttern und Vätern berücksichtigen. Solange es in Deutschland noch vorkommt, dass junge Frauen oder junge Männer, wenn sie beim Vorstellungsgespräch zu erkennen geben, dass sie heiraten und womöglich noch Kinder haben möchten, keine Chance bekommen, dürfen wir uns nicht wundern.
Anrede,

man muss sich die Zahlen noch einmal vor Augen führen: 
2002 gab es in den neuen Bundesländern eine Versorgungsquote mit Plätzen für Kinder unter 3 von 37 %. 
Dagegen wies die Kinder- und Jugendhilfestatistik gerade einmal für 4,2 % der Kinder unter 3 Jahren in den alten Bundesländern einen Platz in einer Kindertagesstätte oder bei einer Tagesmutter aus. 
Wir alle wissen es: Im europäischen Vergleich waren wir damit Schlusslicht.
Die gerade heute vom Statistischen Bundesamt veröffentlichten Zahlen zeigen deutlich einen erheblichen Ausbaufortschritt in den letzten Jahren. In Westdeutschland hat sich das Angebot nahezu verdoppelt. Nach den neuesten Zahlen haben 7,8 Prozent der Kinder in Westdeutschland (ohne Berlin) einen Platz in einer Kindertageseinrichtung oder werden durch Tagespflegepersonen betreut; bundesweit sind es 13,5 %.
Aber hier können wir nicht stehen bleiben. Das reicht bei weitem nicht. Denn: Von Wahlfreiheit kann schon keine Rede sein, wenn ein gewünschter Betreuungsplatz in vielen Regionen Deutschlands nach wie vor so etwas wie ein Lottogewinn ist. 
Wer unter diesen Umständen davon spricht, wir wollten womöglich DDR-Verhältnisse herstellen, der missachtet nicht nur die Bedürfnisse von Müttern und Vätern, nein, der verharmlost im Nachhinein den Versuch der SED, übrigens gescheitert, die Kinderziehung in den Griff zu bekommen. 
Außerdem setzen wir mit unseren Vorstellungen auf einen guten Mix von Betreuung, Förderung und Bildung: In Kindertageseinrichtungen, in altersgemischten Gruppen und durch die Tagespflege. Dies entspricht den Bedürfnissen der Kinder und Familien. 
Denn wir sind mit der Realität konfrontiert, dass heute nicht alle Kinder in der Familie optimal gefördert werden können. 
Viele Kinder wachsen zudem ohne Geschwister auf. (20 Prozent)
Diese Kinder finden in der Kindertagesstätte und bei der Tagesmutter einen sicheren Platz und andere Kinder zum Spielen. 
Sie finden stabile Beziehungen zu Erwachsenen und vielfältige Anregungen, etwa zum Spracherwerb. Denken wir an die Kinder mit Migrationshintergrund. 

Für Kinder – und das zeigen Untersuchungen weltweit – ist die Förderung und Bildung in einer Kindertageseinrichtung oder bei einer Tagespflegeperson ein Gewinn.

Allerdings – und dies will ich deutlich sagen – sind Eltern damit nicht aus der Verantwortung genommen. Ganz im Gegenteil. 
Hier ist die Partnerschaft zwischen dem Elternhaus und der Einrichtung, die Partnerschaft zwischen der Mutter, dem Vater und der Erzieherin und dem Erzieher bzw. der Tagespflege gefragt.

Anrede,

wir haben im vergangenen Jahr den ersten Bericht zum Ausbau der Angebote für Kinder unter 3 Jahren veröffentlicht, so wie es das Tagesbetreuungsausbaugesetz (TAG) vorsieht. 
Die dort zusammengefassten Ergebnisse stimmen mich optimistisch.

Der Bericht verdeutlicht, dass es in den letzten drei Jahren zu einem erheblichen Ausbau der Angebote für Kinder unter drei Jahren in Deutschland gekommen ist. Wir konnten schon mit dem Bericht eine Verdopplung der Platz-Kind-Relation feststellen. Das ist eine gute Bilanz. Das sind Entwicklungen, die sich sehen lassen können. 
Vor diesem Hintergrund sind die im Tagesbetreuungsausbaugesetz angestrebten Ausbauziele bis zum Jahre 2010 realistisch und erreichbar. 
Der Dank dafür geht auch an die Kommunen und die Länder, die für die Kinderbetreuung die Hauptverantwortung tragen.

Anrede,

wir wissen aber auch, dass noch ein weiter Weg vor uns liegt.

Wir können und werden hier nicht stehen bleiben sondern weitere Schritte gehen. 
Wir haben das Ziel, den Ausbau weiter voranzutreiben und gleichzeitig eine Qualitätsoffensive in der Kindertagesbetreuung auf den Weg zu bringen.

Es geht immer um Ausbau und Verbesserung der Qualität. Beides muss zusammen kommen. Nur so können wir positive Akzente für die Erziehung, Förderung und Bildung unserer Kinder setzen. Nur so können wir Familien wirksam unterstützen. 
Nur so können wir eine Integration von Kindern aus schwierigen Familien fördern.

Es ist klar: Wir werden mehr Angebote für Kinder unter drei Jahren schaffen, als es das Tagesbetreuungsausbaugesetz vorsieht. 
Wir tun dies, weil wir damit endlich eine Antwort auf die Bedürfnisse der Eltern und Kinder geben. Wir wissen, dass im Schnitt 36 % der Eltern eine Betreuung für ihr unter dreijähriges Kind wünschen (Quelle: Betreuungsstudie Deutsches Jugendinstitut).
Wenn uns der Ausbau auf diesem Niveau gelingt, kommen wir an die Versorgungsquoten erfolgreicher europäischer Länder heran. Betreuungsmöglichkeiten für 35 % der Kinder unter 3 Jahren: Das lebt uns Finnland vor, der Pisa-Sieger. 
Wir brauchen rund 750.000 Plätze in Einrichtungen und in der Kindertagespflege für Kinder unter drei Jahren.

Dies wird zu jährlichen Kosten von rund drei Milliarden Euro führen - zusätzlich zu den Summen, die freiwerden, weil die Zahl der Kinder von Jahr zu Jahr sinkt. Und wir brauchen mehr Qualität, und auch dies werden wir nicht zum Nulltarif bekommen. Dafür müssen wir alle Geld in die Hand nehmen.

Anrede,

wir alle wissen, dass bei der Umsetzung dieses Ziels viele Hürden zu nehmen sind. 

Es ist erfreulich, dass es einen Konsens und eine große Bereitschaft in Bund, Ländern und Kommunen dafür gibt, die jetzigen Betreuungsangebote für Kinder deutlich auszuweiten.
Es ist richtig, mit den in erster Linie dafür verantwortlichen Ländern und Kommunen nach gemeinsamen Wegen zu suchen, diesen notwendigen Ausbau zu unterstützen.
Dazu gehört auch die Suche nach einem tragfähigen und gerechten Finanzierungskonzept. Hier darf es aber keine Schnellschüsse geben.

Ziel muss ein gerechtes Gesamtkonzept sein, das unterschiedliche Einkommensgruppen und Lebensentwürfe von Familien nicht gegeneinander ausspielt.
Um die unterschiedlichen Vorstellungen und Voraussetzungen in den Ländern von Anfang an mit einzubeziehen, hat die Bundesfamilienministerin am Montag eine Sonderkonferenz der Jugend- und Familienminister der Länder angeregt.
Gespräche mit den kommunalen Spitzenverbänden für die kommenden Wochen werden bereits abgestimmt.

Ziel ist ein freiwilliger Pakt von Bund, Ländern und Kommunen, der beschreibt, wie die ehrgeizigen Ausbauziele umgesetzt werden sollen.
Das Kompetenzzentrum für familienorientierte Leistungen im Familienministerium arbeitet mit Hochdruck daran, so schnell wie möglich tragfähige und sozial ausgewogene Vorschläge zu entwerfen, auf welchem Weg Bund, Länder und Kommunen den notwendigen Ausbau unterstützen können.

Ich kann an dieser Stelle den Ergebnissen der Expertengruppe nicht vorgreifen.

Das Kompetenzzentrum hat aber den Auftrag, das gesamte Spektrum familienbezogener Leistungen des Staates zu untersuchen.

Zu den 145 einzelnen Positionen mit einem Gesamtvolumen von 184 Milliarden Euro pro Jahr gehören Leistungen des Bundes, der Länder und auch der Kommunen.
Anrede,

die Bundesregierung will eine seriöse Planung. Schnellschüsse machen sich vielleicht in der Presse gut, aber sie helfen in der Sache nicht weiter. 
Der nächste Schritt wird aber sein, im Sommer den neuesten Bericht über den Ausbau der Angebote für Kinder unter 3 Jahren vorzulegen. 
Anrede,

die Reformfähigkeit unserer Gesellschaft ist davon abhängig, dass wir unser Bildungs- und Erziehungssystem nachhaltig positiv fortentwickeln. 
Dies betrifft auch die grundsätzlichen Strukturen und die damit auftretenden finanziellen Belastungen beim Ausbau der Kinderbetreuung für unsere Jüngsten.
Für die Bundesregierung hat die Kinderbetreuung höchste Priorität. 
Wir bekennen uns zu einer aktiven Familienpolitik! Wir sagen „Ja! zu Kindern“. 
Aber nur gemeinsam mit allen gesellschaftlichen Akteuren, Bund, Ländern, Gemeinden, Eltern, Wirtschaft und Tarifvertragsparteien kann die neue Struktur und die Finanzierung einer nachhaltigen Kinder- und Familienpolitik sichergestellt werden. 

Wir meinen tatsächlich:  „Kinderlärm ist Zukunftsmusik“!

Familie und Kinder sind der Garant für das Leben in unseren

Städten und Gemeinden. 
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